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Antrag 87/II/2019

ASJ Landesvorstand

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt bei Annahme 304/II/2019

Besser regulieren, statt teuer enteignen – im Dialog mit der Initiative „Deutsche Wohnen und co enteignen“ gemeinsam

gegen Mietenwahnsinn.
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Berlin leidet aktuell unter starkemWohnungsmangel. Der

Wohnungsmarkt ist seit Jahren in zunehmendem Maße

angespannt. Die Berliner*innen sind derzeit kaum in der

Lage, sich amMarkt hinreichendmit bezahlbaremWohn-

raum zu versorgen. Die Folge davon sind explodierende

Mieten und Bodenpreise. Hohe Renditeerwartungen be-

stimmterWohnungsunternehmen treiben die Mietpreise

immer weiter nach oben.

 

Der Wohnungsknappheit – insbesondere  im  unteren

und   mittleren   Preissegment  –   muss  mit erhöhtem

Wohnungsbau und Kauf durch die öffentliche Hand be-

gegnet werden. Bis Wohnraum in ausreichendem Maße

zur Verfügung steht, sind Regulierungen des gestörten

Wohnungsmarktes,  etwa  mit dem Mietendeckel, uner-

lässlich.

 

Wir unterstützen das Ziel der Initiative „Deutsche Woh-

nen und co enteignen“, den Anteil an Wohnungen in öf-

fentlicher Hand deutlich zu erhöhen, um die Mietenstei-

gerungen zu begrenzen. Die Initiative und die Unterzeich-

ner*innen des Volksbegehrens haben einenwichtigen Im-

puls in die politische Debatte gegeben. Der Erfolg der Un-

terschriftensammlung ist für uns als SPD Berlin der kla-

re Beleg dafür, dass das Mietenthema mit allen gesetz-

lichmöglichen undmietenpolitisch effektivenMitteln an-

gegangen werden muss. Dank der Initiative ist der Druck

auf die Wohnungswirtschaft gestiegen und das gesell-

schaftlicheKlima für stärkere politische Eingriffe amWoh-

nungsmarkt gewachsen.Wir stimmen auchmit der Initia-

tive darin überein, dass die Entwicklungen auf dem Berli-

ner Wohnungsmarkt nicht weiter hingenommen werden

können. Wir erklären uns deshalb mit dem Anliegen des

Volksbegehrens „DeutscheWohnen&Coenteignen–Spe-

kulation bekämpfen“, mehr Grund und Boden in öffent-

liche Hand zu bringen, solidarisch. Wie das Beispiel der

Stadt Wien zeigt, ist ein starker öffentlicher Wohnungs-

sektor wichtig für die Stabilität der Mieten.

 

Vergesellschaftung ist im Grundgesetz ausdrücklich vor-

gesehen (Artikel 15 des Grundgesetzes) und spiegelt den

Gedanken wieder, dass die private Eigentumsgarantie

nicht absolut ist, sondern zum Wohle der Allgemeinheit

eingeschränkt werden kann. Die Möglichkeit der Verge-

sellschaftung von Grund und Boden ist aus guten Grün-

den von der SPD bei der Schaffung des Grundgesetzes

durchgesetzt worden, ausreichender Wohnraum ist für
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uns ein Grundrecht.

 

Wir lehnen es ab, auf Kosten der Mieter*innen auf hohe

Renditen zu spekulieren. Dafür müssen wir auf Bundes-

und auf Landesebene verschiedene Instrumente einset-

zen, um den aus dem Ruder gelaufenenWohnungsmarkt

wieder ins Lot zu bringen.

 

Die Vergesellschaftung von großen Wohnungsunterneh-

men in Berlin halten wir allerdings gegenwärtig nicht für

zielführend und sozial gerecht.

 

Vier Punkte sprechen aus Sicht der SPD Berlin derzeit ge-

gen das derzeitige Gesetzesanliegen der Initiative.

1. DerWirkungsbereich des Gesetzesvorhabens ist be-

grenzt. Bei einer Enteignung von großen Woh-

nungsunternehmen könnten von den fast 1,7 Millio-

nenMietwohnungen in Berlin nur ca. 240.000Woh-

nungen in kommunales Eigentumgebrachtwerden.

Damit blieben neben den landeseigenen und Ge-

nossenschaftswohnungen immer noch fast 1 Milli-

onWohnungen in privater Hand. Für dieseWohnun-

gen wird der Anlagedruck privater Vermieter sogar

noch zunehmen und der Wohnungsmarkt gespal-

ten. Für die Mehrheit der Berliner*innen in Miet-

wohnungen würde sich also nach der Vergesell-

schaftung nichts ändern. Wir machen uns auch Ge-

danken zu der Frage, wie die Berliner Verwaltung

kurz- und mittelfristig in die Lage versetzt werden

soll, hunderttausende zusätzliche Wohnungen zu

verwalten und Instand zu halten, ohne die Mieten

zu erhöhen.

2. Von der Möglichkeit der Vergesellschaftung ist bis-

lang noch nie Gebrauch gemacht worden. Das In-

strument und seine Voraussetzungen sind verfas-

sungsrechtlich umstritten. Die Vergesellschaftung

von Wohneigentum stellt den schärfsten Eingriff

in die grundrechtlich geschützte Eigentumsfrei-

heit dar. Daher ist zu erwarten, dass ein Gesetz

über die Vergesellschaftung zu einem langjähriges

und schwierigem Verfahren vor dem Bundesverfas-

sungsgericht mit ungewissem Ausgang führt.

3. Keine Vergesellschaftung ohne Entschädigung. Es

ist ungewiss, wie hoch die angemessenen Entschä-

digungen für die vergesellschaftete Wohnungen in

Zeiten eines überhitzten Bodenmarktes sein wer-

den. Wir halten es für sozial nicht gerecht, be-

stimmten Wohnungsinhabern hohe Entschädigun-

gen aufgrund von Bodenspekulationen aus öffent-

lichen Mitteln zu zahlen, die wir dringend für In-

vestitionen und den Neubau brauchen. Die Ent-

schädigung kann sogar dazu führen, dass die Ver-

gesellschaftung als Exit-Strategie von Investment-
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Unternehmen bewusst einkalkuliert wird und mit

Steuergeldern neue Renditemodelle finanziert wer-

den. Statt am Markt mit Entschädigungen mitzu-

spielen, sollte der Staat besser die Regeln ändern.

4. Dem Instrument fehlt die Zielgenauigkeit. Das Vor-

gehen der Initiative, Unternehmen allein nach der

Größe des Wohnungsbestands zu enteignen, diffe-

renziert nicht zwischen guten und schlechten Ver-

mieter*innen. Es gibt Eigentümer*innen einzelner

oder weniger Mietshäuser, die sich mieterfeindlich

und sogar gesetzeswidrig verhalten. Andererseits

gibt es Großvermieter, die sozial agieren. Der Effekt,

der mit der Enteignung erreicht werden kann, steht

in einemMissverhältnis zu den Kosten und Risiken.

 

DieVor- undNachteile undRisiken zeigen:Die Enteignung

großer Wohnungsunternehmen ist kein Königsweg. Wir

sind davon überzeugt, dass es bessereMöglichkeiten gibt,

den Mietenwahnsinn zu stoppen.

 

Mit unserer Initiative „Bauen, Kaufen, Deckeln“wirkenwir

steuernd auf den Wohnungsmarkt  ein, um mehr und fi-

nanzierbaren Wohnraum für alle zu schaffen und zu si-

chern. Mit demMietendeckel auf Landesebene und unse-

ren Initiativen auf Bundesebene gehen wir den richtigen

Weg, um für alle Berliner*innen bezahlbaren Wohnraum

zu schaffen  und zuerhalten.Wir setzenöffentlicheGelder

besser und sozial gerechter für den Neubau von sozialem

Wohnungsbau ein, statt hohe Entschädigungen an Woh-

nungsspekulanten zu zahlen.

 

Wirmüssen deutlichmehr bezahlbare Wohnungen durch

den Staat und gemeinwohl-orientierte Bauträger schaf-

fen. Die dafür notwendigen Kapazitäten bei den landes-

eigenen Wohnungsbaugesellschaften sind umgehend zu

schaffen. Gleichzeitig sollen geeignete Grundstücke und

Wohnungsbestände, die sich in privater Hand befinden,

(re)kommunalisiert werden.

 

Dafür brauchen wir eine gemeinsame Anstrengung der

Politik, der Bau- und Wohnungswirtschaft und der Zivil-

gesellschaft.

 

Wir werden daher auch den Dialog mit der Initiative

“Deutsche Wohnen und co“ fortsetzen, um gemeinsam

Lösungen für das Mietenproblem Berlins zu finden.
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